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Warum nicht Sammlung und Recycling von PFAS 
enthaltenden Produkten 

4 Zum Pro-und-Contra-Beitrag zum Thema PFAS 

[Nachr. Chem. 2023, 71(9), 8–9] möchte ich Folgendes 

anmerken: 

Bei der Diskussion über das PFAS-Beschränkungs-

dossier habe ich mich von Anfang darüber gewun-

dert, dass dem Thema Sammlung und Recycling von 

PFAS enthaltenden Produkten so wenig Raum gege-

ben wird. Dies kommt auch in den von Ihnen veröf-

fentlichten Beiträgen pro und contra Beschränkungen 

zum Ausdruck. Dass auf der Pro-Seite eine Sichtweise 

vorherrscht, die in Verboten die einzige Möglichkeit 

sieht, den Eintrag von PFAS in die Umwelt zu reduzie-

ren, war zu erwarten. Leider hat die Contra-Seite an-

scheinend nichts dagegen einzuwenden und argu-

mentiert nur mit dem Verstoß gegen die Reach-Ver-

ordnung, der Wichtigkeit der PFAS für viele Anwen-

dungen und dem potenziellen Schaden für die Indus-

trie und die Anwender. Strengere Anforderungen an 

die Sammlung von PFAS-Abfällen und die (Wei-

ter-)Entwicklung von Recycling-Methoden wären da-

gegen eine Möglichkeit, den Eintrag in die Umwelt 

deutlich zu reduzieren und die negativen Auswirkun-

gen von PFAS-Verboten zu vermeiden. Die Hersteller 

von Bleibatterien machen es uns seit langer Zeit vor – 

warum sollte das nicht auf andere Batterietypen und 

allgemein PFAS-haltige Produkte übertragbar sein 

Zum Thema Gruppenansatz möchte ich noch er-

gänzen, dass ich die Argumentation der Vermeidung 

von „Regrettable Substitution“ durchaus nachvollzie-

hen kann. Dies macht aber nur Sinn, wenn die Gruppe 

Substanzen mit sehr ähnlichem Risikoprofil umfasst 

und damit ein risikobasierter Ansatz gewahrt bleibt. 

Im Fall des PFAS-Beschränkungsdossiers ist die Grup-

pe viel zu breit definiert, sodass unzählige Substan-

zen mit sehr unterschiedlichen Risikoprofilen in einen 

Topf geworfen werden. Dies führt dann dazu, dass die 

Beschränkung von Fluorpolymeren wie PTFE und 

PVDF – die ein vergleichsweise sehr geringes Risiko 

für Umwelt und Menschen darstellen, deren Be-

schränkung jedoch den vermutlich größten wirt-

schaftlichen Schaden verursachen würde – genauso 

energisch umgesetzt werden soll wie die Beschrän-

kung anderer PFAS mit einem wesentlich höheren Ri-

sikoprofil. Die logische Konsequenz dieses nicht mehr 

risikobasierten Ansatzes ist, dass mit maximalem 

Aufwand beziehungsweise Schaden ein verhältnis-

mäßig geringer Nutzen erzielt wird. 

Torsten Oekermann, Gelnhausen

Wer wie viel reduzieren muss

4 Im Beitrag „Energiewende. Was zu beachten und zu 

tun ist“ [Nachr. Chem. 2023, 71(9), 32] führen die Auto-

ren aus, was Deutschland tun muss, um klimaneutral zu 

werden. Um zur Reduzierung der Erderwärmung beizu-

tragen, müssten die Kohlendioxid-Emissionen auf nahe-

zu Null heruntergefahren werden. Als Mittelfristziel 

sieht die EU vor, dass die Staaten den heutigen Ausstoß 

von Treibhausgasen bis zum Jahr 2030 bis herunter auf 

45 Prozent der Emissionen von 1990 zu vermindern ha-

ben. Die globalen CO2-Emissionen wären nach der EU-

Formel von den heutigen 35,9 Milliarden Tonnen CO2 

auf 10,3 Mrd. Tonnen CO2 zu senken. Deutschland 

müsste nach der EU-Formel noch eine Minderung von 

0,18 Mrd. Tonnen CO2 erbringen, das sind gerade mal 

0,7 Prozent der global zu reduzierenden 25,6 Mrd. Ton-

nen CO2. Daraus wird ersichtlich, dass Deutschland we-

gen seines verschwindend geringen CO2-Ausstoßes an 

der Klimaerwärmung nichts ändern kann. Die ganzen 

Maßnahmen zur CO2-Reduzierung – Kohleausstieg, Mo-

bilitätswende, Energiewende Heizungswende – bringen 

überhaupt nichts. Es werden nur wertvolle Ressourcen 

vergeudet, die besser für die Anpassung an die Klimaer-

wärmung verwendet werden sollten. Da die globalen 

CO2-Emissionen seit Jahren immer noch ansteigen, die 

letzten fünf Jahre um 1,8 Mrd. Tonnen CO2, kann man 

sogar sagen, dass Klimaschutz bisher überhaupt noch 

nicht stattgefunden hat (Daten der CO2-Emissionen 

aus: GHG emissions of all world countries – 2021 Re-

port, EUR 30831 EN, Publications Office of the European 

Union, Luxembourg, 2021, doi: 10.2760/074804, 

JRC126363). Der größte Widerspruch in dem Artikel be-

steht darin, dass die Autoren wohl die hohen globalen 

und die im Verhältnis dazu sehr niedrigen deutschen 

CO2-Emissionen aufführen, aber daraus keine logischen 

Folgerungen ziehen, sondern sie folgen einfach dem 

Diktat der Politik, die CO2-Emissionen bis zur Klimaneu-

tralität zu reduzieren. Ziel der Wissenschaft ist aber das 

Erkennen der Wahrheit (Gottlob Frege). 

Rainer Götz

Antwort der Autoren des Beitrags: Nach weltweitem, wissen-
schaftlichem Konsens wird der globale Klimawandel haupt-
sächlich durch den exorbitanten Einsatz fossiler Energieträger 
getrieben. Deren Ersatz durch klimaneutrale Energieträger ist 
also dringend erforderlich. Bei den Gesamtemissionen an Treib-
hausgasen (THG) ist Deutschland mit zirka 2 % unter den Top 
Ten aller Nationen. Daraus resultiert eine moralische und poli-
tisch festgelegte Verpflichtung zur drastischen Reduktion der 
THG-Emissionen – natürlich für alle Großemittenten. Hierzu 
gibt es auch einzuhaltende internationale vertragliche Ver-
pflichtungen (Paris Agreement und folgende COPs). Die Frage 
ist also nicht, ob die deutschen THG-Emissionen in den nächs-
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Per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen, PFAS, 
sind Ewigkeits chemikalien. Sie sind entweder 
selbst persistent oder werden in der Umwelt zu 
anderen persistenten PFAS abgebaut, zum Bei-
spiel zu Perfluorcarbonsäuren. Sind sie einmal in 
der Umwelt, verbleiben sie dort sehr lange, so-
dass ihre Konzentrationen bei kontinuierlicher 
Emission immer weiter steigen. PFAS werden in 
der EU in großen Mengen hergestellt, importiert 
und in vielen verschiedenen Anwendungen und 
Industriezweigen verwendet, zum Beispiel in 
Schläuchen, Schmierstoffen und als Kältemittel. 
Am Ende ihres Lebenszyklus werden PFAS-haltige 
Produkte in der Regel verbrannt. Dies führt eben-
so zu Emissionen in die Umwelt wie ihre Herstel-
lung und Verwendung. Für viele Sektoren ist zu-
dem in den kommenden Jahren ein starkes Markt-
wachstum zu erwarten.

Die meisten persistenten PFAS sind entweder mo-
bil in Wasser oder bioakkumulierend. Mobile PFAS 
verteilen sich in der Umwelt schnell und über weite 
Strecken über das Wassersystem, reichern sich in 
Pflanzen an und können ins Trinkwasser gelangen. 
Bioakkumulierbare PFAS reichern sich vor allem im 
Fettgewebe von Lebewesen an und gelangen so bis 
an die Spitze der Nahrungskette. Monitoringdaten 
zeigen bereits heute PFAS in Regionen fernab jegli-
cher Expositionsquelle, beispielsweise im Regen-
wasser in Tibet oder im Fettgewebe von Eisbären. 
Aus Humanbiomonitoring-Daten, wie Untersuchun-
gen an menschlichem Blut, geht hervor, dass auch 

Menschen mit PFAS belastet sind. Zum Beispiel über 
das Trinkwasser oder Nahrungsmittel wie Getreide 
oder Fisch. Sowohl bei Menschen als auch bei Tieren 
werden PFAS über die Plazenta auf den Fötus und 
über die Muttermilch auf die Nachkommen über-
tragen.

 Auswirkungen auf den Menschen sind zum Bei-
spiel erhöhtes Hodenkrebsrisiko bei Männern und 
verminderte Fruchtbarkeit bei Frauen. Außerdem 
wurde bei übermäßiger Exposition eine verringerte 
Immunantwort und eine schlechtere Wirkung von 
Impfungen festgestellt. Weitere, bisher unbekannte 
Wirkungen auf Mensch und Umwelt, können eben-
so vorhanden sein, auch solche, die mit den bisheri-
gen Standardtests nicht nachweisbar sind. Ange-
sichts der großen Zahl von PFAS gibt es bei vielen 
keine oder nur begrenzte Informationen zu ihren 
schädlichen Wirkungen.

Bisher gibt es in der EU lediglich Regelungen für 
wenige, bereits gut untersuchte PFAS. Dazu gehören 
die Regeln für Perfluoroktansäure (PFOA) in der POP-
Verordnung und die Beschränkung weiterer Per fluor -
carbon säuren (9 bis 14 Kohlenstoff atome) unter der 
EU-Chemikalienverordnung Reach. Aufgrund der 
Vielfalt an PFAS vermeidet oder vermindert eine Be-
schränkung einzelner Verbindungen nicht zwangs-
läufig das Risiko, da diese relativ leicht durch andere 
PFAS mit ähnlichen Eigenschaften ersetzbar sind (re-
grettable substitution). Daher ist ein Gruppenansatz 
zielführend, der alle PFAS zugleich adressiert.

Einen entsprechenden umfassenden Beschrän-
kungsvorschlag mit spezifischen, zeitlich befriste-
ten Ausnahmen haben Anfang des Jahres fünf euro-
päischen Mitgliedstaaten vorgelegt. Hierbei handelt 
es sich um den bislang breitesten Beschränkungs-
vorschlag seit Inkrafttreten der Reach-Verordnung. 
Der Vorschlag hat das Potenzial, die Emissionen in 
den kommenden Jahrzehnten drastisch zu reduzie-
ren, langfristig negative Auswirkungen auf Mensch 
und Umwelt zu minimieren, und berücksichtigt 
durch zeitlich befristete Ausnahmen, dass für be-
stimmte Verwendungen noch Alternativen entwi-
ckelt werden müssen. W

Ohne eine Beschränkung der Stoffklasse der PFAS können die steigenden Konzentrationen 

in Mensch und Umwelt zu weitreichenden Schäden führen.

PFAS im Regenwasser 
in Tibet, im Fett-
gewebe von Eisbären 

Lorena Herkert arbeitet seit dem Jahr 2021 bei der Bundesanstalt für 
 Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin in Dortmund. Dort befasst sie sich mit 
Risikomanagementmaßnahmen unter Reach und koordiniert das Be-
schränkungsverfahren der PFAS von deutscher Seite mit. Sie hat an der 
Universität Münster in organischer Chemie promoviert. 
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„Pro und Contra“ wird von der GDCh-Fachgruppe Seniorexperten Chemie betreut, Dieter Kunz und Helmut Ritter koordinieren die Beiträge.

Der derzeit diskutierte Vorschlag zur Beschränkung 
der Herstellung, des Inverkehrbringens und der Ver-
wendung per- und polyfluorierter Alkylsubstanzen 
(PFAS) ist sehr breit gefasst. Eine große Zahl an Stof-
fen mit unterschiedlichen chemischen und toxikolo-
gischen Eigenschaften soll innerhalb eines Verfah-
rens reguliert werden. Das bei der Europäischen 
Chemikalienagentur (Echa) eingereichte Beschrän-
kungsdossier ist das umfangreichste Regulierungs-
vorhaben seit Inkrafttreten der Reach-Verordnung.

Mit dem vorliegenden Vorschlag entsteht ein Prä-
zedenzfall, bei dem viele unterschiedliche Stoffe 
und deren Verwendung pauschal und ohne Bewer-
tung des spezifischen Risikos in Herstellung oder 
Anwendung verboten werden sollen. Der Beschrän-
kungsvorschlag ist somit nicht risikobasiert und 
entspricht daher auch nicht den Anforderungen der 
 Reach- Ver ord nung. Diese sieht vor, dass Beschrän-
kungen dann erlassen werden können, wenn ein 
„unannehmbares Risiko für die menschliche Ge-
sundheit oder die Umwelt vorliegt“. Außerdem 
muss die Bewertung von Substanzen stoffbezogen 
erfolgen. 

Die Industrie unterstützt uneingeschränkt das Ziel 
der Nachhaltigkeitsstrategie für Chemikalien, den 
Schutz der Menschen und der Umwelt vor Risiken 
durch Chemikalien zu verbessern und zugleich die 
Wettbewerbsfähigkeit der EU-Industrie zu erhöhen. 
Im Rahmen einer nachhaltigen Chemikalienregulie-
rung sollten die Stoffe, von denen aufgrund ihrer Ei-
genschaften und ihres Verwendungsprofils unan-
nehmbare Risiken ausgehen, auf Basis wissen-
schaftlicher Bewertungen reguliert werden. Die 
breite Regulierung ganzer Stoffgruppen, unabhän-
gig vom tatsächlichen Risiko der einzelnen Substan-
zen, ist aus Sicht der Industrie nicht angemessen.

PFAS kommen in nahezu allen Branchen in Produk-
ten und Herstellungsprozessen zum Einsatz, wenn 
extreme Umgebungsbedingungen, wie sehr hohe 
oder niedrige Temperaturen und hoher oder niedri-
ger Druck oder saure, alkalische oder oxidierende Ei-
genschaften von Chemikalien, dies erfordern. Außer-
dem werden sie immer dann verwendet, wenn Rei-

bungswiderstände verringert werden müssen oder 
besonders hohe Anforderungen an die Reinheit von 
Produktionsmedien oder an die Dichtheit der Anla-
gen zu erfüllen sind. PFAS sind daher relevant für 
Hochtechnologie-Anwendungen im Gesundheits-
wesen (zum Beispiel minimalinvasive Chirurgie, per-
sönliche Schutzausrüstung), bei Energieerzeugung 
und -speicherung (zum Beispiel Elektrolyseure, Lithi-
umionenbatterien, Windräder, Wärmepumpen, 
Brennstoffzellen) und Digitalisierung (Halbleiter). 
Zudem werden Fluorpolymere in Industrieanlagen 
verwendet. Diese enthalten hochstandardisierte 
Bauteile aus Fluorpolymeren, darunter Dichtungen, 
Ventile, Kolonnen, Pumpen, Kompressoren. Ein Ver-
lust dieser Komponenten hätte erheblichen negati-
ven Einfluss auf die Lebensdauer, Funktionsfähigkeit 
und Sicherheit der Industrieanlagen.

Die Industrie versucht, wo immer möglich, PFAS 
zu substituieren. Für viele Anwendungen gibt es 
derzeit jedoch keine technisch geeigneten und ver-
fügbaren Alternativen, sodass Industrie und Gesell-
schaft auch weiterhin auf PFAS angewiesen sind. 
Ein umfassendes Verbot von PFAS wirkte sich daher 
auf die gesamte Industrie und deren Innovationsfä-
higkeit aus sowie unter anderem auf die Versor-
gung mit Medizinprodukten. Für eine Regulierung 
dieser Substanzen ist daher eine differenzierte Vor-
gehensweise geboten. Es ist dringend zu berück-
sichtigen, ob eine PFAS-Substanz oder deren Ver-
wendung ein nicht beherrschbares Risiko für die 
Umwelt oder die menschliche Gesundheit bedeutet 
und ob geeignete Alternativen existieren. W

Mehrere EU-Staaten haben vorgeschlagen, PFAS zu verbieten. Dabei ist eine  

differenzierte Vorgehensweise erforderlich. 

Für viele Anwendun-
gen gibt es keine 

Alternativen
Thomas Holtmann ist seit dem Jahr 2008 Abteilungsleiter Umwelt, 
Technik und Nachhaltigkeit beim Bundesverband der Deutschen Indus-
trie, BDI, in Berlin. Dort arbeitet der Maschinenbauingenieur seit dem 
Jahr 1999.
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746 Mio. Tonnen.3) Weltweit stie-
gen sie im gleichen Zeitraum von 
zirka 30 Mrd. Tonnen CO2-Äquiva-
lenten auf fast 50 Mrd. Tonnen.4) 
Das entspricht einer Steigerung um 
fast zwei Drittel.

Um das Mittelfristziel der Treib-
hausgas(THG)-Reduktion zu errei-
chen, muss innerhalb der nächsten 
Jahre der konsequente Einstieg in ei-
ne möglichst regionale klimaneutra-
le, effiziente und sektorenübergrei-
fende Energieinfrastruktur erfol-
gen: beim Erzeugen, Verteilen und 
Speichern von Energie. Die EU gibt 
ein 55-Prozent-Reduktionsziel bis 
zum Jahr 2030 vor, das nur über ei-
nen Systemwechsel zu erreichen ist. 

Energiewende in der Industrie

Bisher haben einzelne Interessen-
gruppen wie Energiewirtschaft, 
Stahl-, Chemie- oder Autoindustrie 

Die Chemie als Industrie und Wissenschaft braucht Energie und Kohlenstoffquellen, stößt Treibhausgase 

aus und  bietet gleichzeitig Innovationen, Emissionen zu reduzieren. Sektoren wie Stromerzeugung, 

Produktion, Verkehr und Wärme müssen interdisziplinär zusammenarbeiten und Maßnahmen prio-

risieren, um CO2-Emissionen zu senken. 

Energiewende

Was zu beachten und zu tun ist

Den Beitrag verfasst haben Thomas Osterland 
(Foto), Wolfgang Huebinger, Klaus-Dieter Franz, 
Emil Roduner und Joachim von Heimburg. Oster-
land ist seit dem Jahr 2015 Professor für chemi-
sche Technologie an der Hochschule Augsburg in 
der Fakultät Maschinenbau und Verfahrenstech-
nik. Huebinger erarbeitet bei BASF in Ludwigsha-
fen Langfriststrategien, abgeleitet aus Technolo-
gieentwicklung, Forschungssteuerung und Scou-
ting. Franz ist Lehrbeauftragter an der TU Darm-
stadt und der Uni Frankfurt (Innovation und Auf-
bau neuer Geschäfte in Chemie und Pharma). 
Roduner ist Professor für physikalische Chemie 
an der Uni Stuttgart sowie außerordentlicher 
Professor der Uni von Pretoria (im Ruhestand). 
Der promovierte Physiker von Heimburg ist Inno-
vationsarchitekt und Berater für industrielle For-
schung und Entwicklung.
Foto: Valeska Schweizer

Energieformen sind für eine nachhaltige Industrie zu vernetzen. 

D ie Energiewende als Umbau 
der Energieversorgung wur-
de in Deutschland mit dem 

Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
und dem Atomausstieg politisch 
entschieden. Die Menge erneuerba-
rer Energie, die ins deutsche Strom-
netz eingespeist wurde, ist von zir-
ka 20 Mrd. kWh im Jahr 1990 auf 
mehr als 230 Mrd. kWh, also auf 46 
Prozent des inländischen Stroms 
im Jahr 2022, gestiegen.1) Der Anteil 
regenerativer Energiequellen im 
Verkehrs- und Wärmesektor ist da-
bei mit 17 Prozent beziehungswei-
se 7 Prozent jeweils viel kleiner. Zu-
dem betrug der Anteil an Strom 
aus Kohlekraftwerken ein Drittel 
der gesamtdeutschen ins Netz ein-
gespeisten Elektrizität.2) 

In den Jahren 1990 bis 2022 san-
ken die Treib haus gas emis sio  nen 
innerhalb Deutschlands dem Um-
weltbundesamt zufolge von 1250 
Mio. Tonnen CO2- Äqui va len ten auf 
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ten Jahren reduziert werden sollten, sondern wie. Hierzu sind 
weitere Beiträge des Thinktanks in Arbeit. 
Darüber hinaus ist eine führende Beteiligung Deutschlands an 
einer globalen Energiewende in seinem ureigensten Interesse. 
Gute Lösungen für das Wie durch Entwicklung und Einsatz be-
nötigter, neuer Technologien, Prozesse und Anlagen sichert das 
Fortbestehen global wettbewerbsfähiger, risikominimierter In-
dustriestandorte mit hoch qualifizierten, gut bezahlten Arbeits-
plätzen. „Made in Germany“ bleibt damit auch in Zukunft eine 
weltweit angesehene Herkunftsbezeichnung.

PFAS: Stellungnahmen zur Stellungnahme

4 Mit Erstaunen habe ich die im GDCh-Newsletter aus 

der Nachrichten-Redaktion vom 21. September 2023 ver-

öffentlichte Stellungnahme der GDCh zum PFAS-Be-

schränkungsvorhaben gelesen. In der Präambel steht, 

dass „eine rationale Basis für die öffentliche Debatte ge-

schaffen werden (soll), die wissensbasierte Schlussfolge-

rungen ermöglichen und so die politische Diskussion über 

Werte und gesellschaftliche Prioritäten unterstützen 

kann“. Während die in der Septemberausgabe der Nach-

richten aus der Chemie veröffentlichte Gegenüberstellung 

der Positionen zu diesem Thema diesem Ziel dient [Nachr. 

Chem. 2023, 71(9), 8–9], verfehlt die einseitige Stellung-

nahme des „Think-Tank-PFAS“ dieses Ziel deutlich. 

Besonders betroffen bin ich über die Aussage im ersten 

Absatz von Abschnitt 1, dass die vorgesehene Beschrän-

kung einer wissenschaftlichen Grundlage entbehre. Ich 

finde es skandalös, dass damit den zahlreichen Chemike-

rinnen und Chemikern – darunter auch mehrere GDCh-

Mitglieder – , die die Beschränkung der PFAS als Stoffgrup-

pe befürworten und dazu auch in Peer-reviewten Fach-

zeitschriften publiziert haben, die Wissenschaftlichkeit 

abgesprochen wird. Diese Haltung, der Vorschlag der ECHA 

sei wissenschaftswidrig, zieht sich durch das gesamte Pa-

pier, so in Abschnitt 3: „Regulatorische Anforderungen 

dürfen nicht isoliert von wissenschaftlicher Forschungs- 

und Entwicklungsarbeit … formuliert werden.“ 

Es ist zutreffend, dass die PFAS sehr unterschiedliche 

Eigenschaften aufweisen. Eine Eigenschaft ist jedoch 

(fast) allen gemein: Sie sind extrem persistent, das heißt 

sie reichern sich über Jahrzehnte und Jahrhunderte in der 

Umwelt an, ohne abgebaut zu werden. Eine Rückholbar-

keit ist ausgeschlossen. Es ist zwar richtig, dass noch viele 

Wissenslücken zu schließen sind. Man wird aber nicht 

warten können, bis alle der mehr als 10 000 PFAS in sämt-

lichen Anwendungen untersucht und bewertet sind. Das 

würde Jahrhunderte dauern. In der Praxis sind einige gut 

untersuchte PFAS zwar inzwischen verboten, wurden aber 

durch andere Fluorchemikalien ersetzt, die sich erst später 

dann als vergleichbar gefährlich herausstellten (regretta-

ble substitutions). Der Gruppenansatz ist deshalb die ein-

zig zielführende Vorgehensweise und ergibt sich auch aus 

dem keineswegs wissenschaftswidrigen Vorsorgeprinzip. 

Dies gilt auch für polymere PFAS, die in der Anwendung 

keine gefährlichen Eigenschaften aufweisen mögen, aber 

deren Lebensweg kritisch zu betrachten ist. Das Beispiel 

der beschichteten Bratpfanne mag dies illustrieren: Sie 

wird mit PTFE beschichtet, dessen Produktion mit sehr 

großen PFAS-Verunreinigungen verbunden ist. Die Mega-

Altlasten in Gendorf, Dordrecht und Venetien verdeutli-

chen dies. Unsachgemäßes zu starkes Erhitzen der Brat-

pfanne führt zu gesundheitsschädlichen Emissionen und 

am Ende des Lebensweges entweichen PFAS-Zersetzungs-

produkte beim thermischen Metall-Recycling. Den Au-

tor:innen ist zuzustimmen, dass das PFAS-Recycling wei-

terzuentwickeln ist. Es bleibt aber ihr Geheimnis, wie die 

aktuelle Recyclingrate von 3,4 % auf den weit überwie-

genden Teil (zum Beispiel über 80 %) der Fluorpolymere 

gesteigert werden kann, zumal in Verbraucherprodukten 

die PFAS meist ein eher geringer Nebenbestandteil sind.

Klaus Günter Steinhäuser

4 Im GDCh-Newsletter aus der Nachrichten-Redaktion 

vom 21. September 2023 wird auf eine Stellungnahme 

der GDCh zum PFAS-Beschränkungsvorhaben der ECHA, 

erstellt von einem „GDCh-ThinkTank-PFAS“, verwiesen. 

Die Stellungnahme der GDCh geht jedoch auf die Persis-

tenz als zentrale und gemeinsame gefährliche Eigen-

schaft aller PFAS und generell auf das Umweltverhalten 

als wesentliches Bewertungskriterium für das Gefähr-

dungspotenzial von Chemikalien überhaupt nicht ein. 

Als Hochschullehrer für das Fachgebiet Umweltchemie 

bin ich über diese Ignoranz entsetzt.

Ein wirksamer Umwelt- und Gesundheitsschutz, der 

für eine Volkswirtschaft auch bezahlbar ist, kann bei per-

sistenten Chemikalien nur vorsorgend funktionieren, das 

heißt durch Minimierung des Eintrags in die Umwelt. 

Leider hat die chemische Industrie seit den 1980er Jah-

ren persistente Organohalogenverbindungen, die als 

problematisch erkannt und vom Gesetzgeber verboten 

oder beschränkt wurden, meistens durch halogenierte 

Chemikalien der gleichen oder verwandten Stoffgruppe 

ersetzt: So wurden PCB durch Chlorparaffine als Weich-

macher und Flammschutzmittel substituiert und bro-

mierte Diphenylether durch andere polybromierte Aro-

maten als Flammschutzmittel. Beginnend mit dem Er-

satz von Perfluoroctansulfonsäure durch 6:2-Fluortelo-

mersäure hat sich diese Praxis bei den PFAS fortgesetzt. 

Hinsichtlich Persistenz und weiterer gefährlicher Eigen-

schaften und somit für den Umwelt- und Gesundheits-

schutz haben diese Einzelstoffsubstitutionen wenig bis 

gar keine Verbesserung gebracht.

Der von der ECHA im Februar veröffentlichte Vorschlag 

zur Beschränkung der gesamten Gruppe der PFAS auf-

grund ihrer Persistenz und der damit verbundenen Fol-

gen ist deshalb eine logische und wissenschaftlich be-

gründete Konsequenz. Die bisherige Praxis, dass es für 

jede Einzelsubstanz eine ausführliche Bewertung inklu-

sive (öko-)toxikologischer Daten als Voraussetzung für 
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Beschränkungsmaßnahmen geben muss, ist angesichts 

des aktuellen Kenntnisstands überholt. Darüber kann 

kein wissenschaftlicher Konsens mehr bestehen.

Die Stellungnahme der GDCh kritisiert die Einbezie-

hung von Fluorpolymeren in den PFAS-Beschränkungs-

vorschlag. Für die Synthese von Fluorpolymeren ist je-

doch ein per- oder polyfluorierter Emulgator notwendig, 

der mit Restgehalten in den Polymeren zu finden ist und 

während des Gebrauchs allmählich aus den Materialien 

in die Umgebung entweicht. Die Fluorpolymerherstel-

lung ist trotz aller Bemühungen kein vollständig ge-

schlossener Prozess; durch Emissionen der PFAS-Emulga-

toren in die Luft wurde und wird die Umgebung der Pro-

duktionsstandorte kontaminiert. Dies ist in Gendorf, 

Antwerpen und Dordrecht belegt und wurde nun auch 

für die Umgebung einer Fluorpolymerproduktionsanlage 

in Frankreich gezeigt [Dauchy, doi: 10.1016/j.che-

mosphere.2023.139407]. 

Die Stellungnahme gibt unter Bezug auf eine bisher 

nicht veröffentlichte Pilotstudie an, dass PFAS-haltige 

Abfälle so verbrannt werden können, dass keine messba-

ren PFAS-Emissionen entstehen. Allerdings ist selbst für 

die gängigen perfluorierten Carbon- und Sulfonsäuren 

mit ³ 4 C-Atomen noch kein validiertes Probenahmever-

fahren für Abgas und Abluft stationärer Anlagen verfüg-

bar, und auch nicht für die Messung ultrakurzkettiger 

PFAS (< 4 C-Atome) wie Trifluoressigsäure und perfluo-

rierte Alkane. Trotzdem waren im Abgas eines schwedi-

schen Müllheizkraftwerks im regulären Betrieb bis zu 

sieben von 18 untersuchten PFAS quantifizierbar [Björ-

klund et al., doi: 10.1021/acs.est.2c08960].

Ohne Zweifel muss die Forschung nach sicheren Al-

ternativen zu PFAS deutlich ausgebaut und gefördert 

werden. Dann wird es für einige Einsatzgebiete, bei de-

nen heute fluorfreie Alternativen noch utopisch erschei-

nen, durchaus nachhaltige Lösungen geben, wie eine ak-

tuelle kanadische Studie zur Temperaturbeständigkeit 

einer fluorfreien Protonenaustauschmembran für Brenn-

stoffzellen zeigt [Mirfarsi et al., doi: 10.1016/j.ijhyde-

ne.2023.07.236].

Wolfgang Körner, Augsburg

4 In der „Stellungnahme der GDCh zum PFAS-Beschrän-

kungsvorhaben der ECHA“ [Verweis im GDCh-Newsletter 

aus der Nachrichten-Redaktion vom 21. September 2023] 

wird zwar zu einem „öffentlichen, wissenschaftlichen Dia-

log“ eingeladen, aber gerade daran mangelt es dem Pa-

pier. Schwerwiegende Argumente haben unter anderem 

die Bundesregierung und vier weitere Staaten bewogen, 

einen Antrag auf Verbot der per- und polyfluorierten All-

kylverbindungen (PFAS) als Gruppe an die Europäische 

Chemikalienagentur zu richten. Kernpunkt der Entschei-

dung ist die extreme Persistenz dieser Substanzgruppe, 

was auch im GDCh-Think-Tank-Papier konstatiert wird. 

Der Antrag auf PFAS-Verbot an die ECHA beruht auf 

vielen kritischen Stimmen europäischer und internatio-

naler Wissenschaftler. Inzwischen wurden für eine Viel-

zahl verschiedener (!) PFAS gravierende toxische Wirkun-

gen nachgewiesen. In einem Review haben im Frühjahr 

sechs deutsche Wissenschaftler mit mehr als 500 Zitaten 

[Environ. Sci. Eur. 2023, doi: 10.1186/s12302–023–00721–8] 

die Eigenschaften der PFAS belegt und die Notwendig-

keit eines Phase-out begründet. Der Review mündet in 

einer Liste von 13 Punkten, die ein Auslaufen der PFAS-

Produktion und -Verwendung nahelegen: 

1. Tausende PFAS mit sehr unterschiedlichen Eigenschaf-

ten, aber sehr hoher Persistenz 

2. Toxizität gegenüber Fischen, Amphibien, Wirbellosen 

und Insekten im unteren µg/L-Bereich 

3. Akkumulation längerkettiger PFAS in aquatischen Orga-

nismen und der terrestrischen Nahrungskette 

4. zum Teil hohe Mobilität  

5. in Labortieren und dem Menschen vielfältige toxische 

Wirkungen, unter anderem hohe Immuntoxizität 

6. Konzentrationen in Nahrungsmitteln und Trinkwasser 

nur unzureichend geregelt oder kaum erschöpfend regelbar 

7. Ersatzstoffe ebenfalls persistent oder in persistente 

PFAS abgebaut 

8. Persistenz der ultrakurzen PFAS bei fortwährend weite-

rem Eintrag (zum Beispiel Konzentration der Trifluoressig-

säure in Flüssen verzehnfacht in nur 20 Jahren) 

9. Monitoring von Umwelt-Einträgen und -Konzentratio-

nen der Vielzahl von PFAS unzureichend 

10. analytische Methoden nicht für alle PFAS unterschied-

licher Eigenschaften entwickelt 

11. erhebliche Anstrengungen zur Sanierung PFAS-konta-

minierter Standorte nötig 

12. jährliche Kosten für PFAS-verursachte Gesundheits-

schäden in USA und Europa geschätzt auf 40 bis 80 Mrd. € 

13. Reduzierung/Verbot einzelner PFAS bedeutet keine 

grundlegende Risikominimierung, weil wiederum andere 

PFAS als Ersatzstoffe in Produkte und Umwelt gelangen, 

deren Eigenschaften ähnlich der bekannten sein können.

Deshalb: PFAS sind als Gruppe nicht beherrschbar, 

und es sollten alle Anstrengungen unternommen wer-

den, sie soweit irgend möglich zu vermeiden. Ein Verbot 

der PFAS als Gruppe ist unter anderem notwendig, um 

weitere PFAS als Ersatzstoffe zu verhindern. Was nützt es 

im Übrigen, wenn man viele PFAS in der Umwelt exakt 

nachweisen kann und ein paar Prozent davon recycelt, 

die Stoffe aber nicht bewerten kann und sie sich immer 

mehr in Umweltmedien und in unseren Nahrungsmit-

teln anreichern – was ja die Folge persistenter Stoffe ist 

Gerd Rippen, Göttingen

4 Im GDCh-Newsletter aus der Nachrichten-Redaktion 

vom 21. September 2023 wurde auf die Stellungnahme 

von GDCh-Expertinnen und -Experten zur PFAS-Be-

schränkung verwiesen. Das ist sicherlich ein Thema mit 

vielen unterschiedlichen Meinungen innerhalb der 

GDCh. Sinnvoll ist es, die unterschiedlichen Argumente 

gegenüberzustellen, wie es beispielsweise in der Sep-
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temberausgabe der Nachrichten aus der Chemie erfolgt 

ist [Nachr. Chem. 2023, 71(9), 8–9].

Die Stellungnahme vertritt eine gänzlich andere Mei-

nung, als ich sie habe. Andere Meinungen gehören zum 

fachlichen Diskurs dazu. Der Anlass meines Leserbriefes 

ist aber ein Satz gleich im ersten fett gedruckten Absatz 

der Stellungnahme. Er lautet: „Pauschalisierende Be-

schränkungen ganzer Substanzgruppen wie die geplante 

weitgehende PFAS-Beschränkung, die einer wissen-

schaftlichen Grundlage entbehren, sind dafür nicht ziel-

führend.“ Hier wird ignoriert, dass es zahlreiche wissen-

schaftliche Publikationen gibt, die eine Regulierung der 

Stoffgruppe PFAS begründen. Mit diesem Satz wird zu-

dem allen Mitgliedern der GDCh, die beispielsweise in 

Behörden oder der Wissenschaft die Regulierung der 

Stoffgruppe PFAS befördert haben, die Wissenschaftlich-

keit aberkannt. Ich sehe dies als einen deutlichen Schlag 

unter die Gürtellinie. Dies gilt insbesondere, da es in 

dem Papier keine Belege für diese Aussage gibt. Das Pa-

pier nutzt zudem kaum Literatur und blendet unliebsa-

me Publikationen, die ein Gruppenverbot für PFAS be-

gründen, einfach aus. 

Hier ein Beispiel für eine solche wissenschaftliche Ver-

öffentlichung in Environmental Sciences Europe 2023: 

„PFAS: forever chemicals-persistent, bioaccumulative 

and mobile. Reviewing the status and the need for their 

phase out and remediation of contaminated sites“ [doi: 

10.1186/s12302–023–00721–8]. Dieser Review-Artikel, 

der mehr als 500 Quellen für seine Aussagen benennt, 

legt insgesamt 13 Gründe für eine Regulierung der Stoff-

gruppe PFAS vor.

Auch in der Wissenschaft gibt es oft unterschiedliche 

Auffassungen. Die Wissenschaft lebt geradezu davon, 

das wissenschaftliche Aussagen publiziert und entweder 

bestätigt oder widerlegt werden. Was die Autoren der 

PFAS-Stellungnahme aber gemacht haben, ist die Diffa-

mierung von Fachkolleginnen und -kollegen, ohne mit 

den in ihrem Papier zitierten neun Quellen selber wis-

senschaftlichen Standards zu entsprechen. Ich hätte mir 

von der GDCh etwas anderes erwartet. 

Markus Große Ophoff

4 Die Stellungnahme der GDCh zum PFAS-Beschrän-

kungsvorhaben der ECHA (GDCh-Newsletter aus der Nach-

richten-Redaktion vom 21. September 2023) hat mich ein 

wenig irritiert, denn ich kann mir nicht vorstellen, dass sie 

die Meinung aller Mitglieder der GDCh widerspiegelt. Im-

merhin haben sich die Autoren der Stellungnahme be-

müht, Wege zur Verminderung der Belastung von Um-

welt, Nahrungsketten und des Menschen mit PFAS aufzu-

zeigen. Äußerst despektierlich allerdings finde ich die For-

mulierung „Pauschalisierende Beschränkungen ganzer 

Substanzgruppen wie die geplante weitgehende PFAS-Be-

schränkung, die einer wissenschaftlichen Grundlage ent-

behren, sind dafür nicht zielführend.“ Damit wird all‘ den-

jenigen, die anderer Ansicht sind als die Autoren der Stel-

lungnahme und die eine weitgehende PFAS-Beschrän-

kung fordern und dies wissenschaftlich begründet Peer-

reviewed international publiziert haben, die Wissen-

schaftlichkeit abgesprochen. Dies gilt dann auch für die 

Experten der fünf europäischen Länder, die den „Restricti-

on Proposal“, der bei der ECHA eingereicht wurde, erarbei-

tet haben. Unter anderem fordern die Autoren der Stel-

lungnahme, „Substanzen streng nach chemisch-physikali-

schen sowie toxikologischen und ökotoxikologischen Ei-

genschaften zu bewerten“. Ich bin auf ihren Vorschlag ge-

spannt, wie sie das bei einer Stoffgruppe von mehr als 

10 000 PFAS bewerkstelligen wollen. Die so gewählte For-

mulierung der Autoren nährt den Verdacht, dass Ihnen 

nicht an zeitnahen Lösungen, sondern eher an einer Ver-

zögerung des Verfahrens gelegen ist. Im folgenden Absatz 

belegen die Autoren diese Situation sogar selbst: „Die Mo-

lekülgröße und die chemischen Strukturen verschiedener 

PFAS unterscheiden sich stark, weshalb sie sehr unter-

schiedliche physikalische, chemische und ökotoxikologi-

sche Eigenschaften aufweisen.“ Und weiter heißt es: 

„Fortschritt heißt Risiken einzugehen – diesen Zielkonflikt 

müssen wir aushalten“. Hier empfehle ich den Autoren 

der Stellungnahme, sich einmal intensiv mit dem Studi-

um der toxikologischen Literatur zu PFAS auseinanderzu-

setzen und sich danach selbst zu fragen, ob sie diese pau-

schalierende Aussage dann immer noch aufrechterhalten 

wollen. 

Hubertus E. Brunn, Gießen

Anm.: Auf Seite 81 dieser Nachrichten legt die Fachgruppe Um-
weltchemie und Ökotoxikologie ihre Sicht auf die PFAS-Stellung-
nahme der GDCh-Expertinnen-und-Experten-Gruppe dar. 

Chemie-Olympiade

4 Mit Verwunderung haben wir den Bericht „Chemie-

Olympiade 2023 in Usbekistan“ [Nachr. Chem. 2023, 71(10), 

77] zur Kenntnis genommen. Wir möchten klarstellen, dass 

es sich bei der beschriebenen Veranstaltung nicht um die 

„diesjährige Chemie-Olympiade“ handelt, sondern wohl 

um eine überwiegend regionale Veranstaltung, deren Hin-

tergrund aus dem Bericht nicht hervorgeht. 

Die „55. Internationale Chemie-Olympiade“ fand in 

diesem Jahr in der Schweiz an der ETH Zürich statt (siehe 

www.icho2023.ch). Gemeinsam mit über 300 Schüler:in-

nen aus über 85 Ländern nahm dort eine offizielle deut-

sche Delegation teil. Die deutsche Mannschaft erreichte 

mit einer Gold-, einer Silber- und zwei Bronzemedaillen 

ein hervorragendes Ergebnis.

Als Förderverein Chemie-Olympiade unterstützen wir 

mit über 600 Mitgliedern seit unserer Gründung 1992 eh-

renamtlich und gemeinnützig die Schüler:innen-Förderung 

rund um die Chemie-Olympiade – und stellen die größte 

Vereinigung zur Chemie-Olympiade in Deutschland dar.

Vorstand und Kuratorium des Fördervereins  

Chemie-Olympiade; www.fcho.de

Fluid Mechanics and Fluid Power 
(FMFP-2023) 

20.12.–22.12. Jodhpur/Indien
t1p.de/zohg3 

Januar 2024
Natural Products and Medicinal Chemistry 

3.1.–6.1. Kingston/Jamaika
t1p.de/vxmd6

GRS on Protein Folding Dynamics 

7.1.–12.1. Galveston, TX/USA
t1p.de/0r6u1

GRC on Electrochemistry 

7.1.–12.1. Ventura, CA/USA
t1p.de/yi6j6

GRC on RNA Nanotechnology 

8.1.–13.1. Ventura, CA/USA
t1p.de/55syk

GRC on Peptide Materials 

15.1.–20.1. Galveston, TX/USA
t1p.de/uyeyn

GRS on Bioinorganic Chemistry

20.1.–23.1. Ventura, CA/USA
t1p.de/7zd3o

Inland
November 
BIO-Europe 2023

6.11.–8.11. München
t1p.de/ag7ac

pi-Conjugated Molecules and Materials

7.11.–9.11. Limburg
t1p.de/o1yi5

Advanced Materials Safety 2023

8.11.–10.11. Saarbrücken
advancedmaterialssafety2023.de

Langenauer Wasserforum 

13.11.–14.11. Langenau
t1p.de/jdg8f

Biomarker Analysis Europe 2023 

14.11.–15.11. Berlin
t1p.de/1nlz5

Industrietage Wassertechnik 2023 

14.11.–15.11. Frankfurt am Main
t1p.de/dafdi

Artifical Intelligence in Materials Science 
and Engineering (AIMSE 2023) 

22.11.–23.11. Saarbrücken
dgm.de/aimse/2023/

The Emerging Challenge –  
Environmental impacts on human health 

23.11.–25.11. Köln
febs-iubmb-enableconference.org/co
logne-2023/

Symposium Strategien zur Boden- und 
Grundwassersanierung 

27.11.–28.11. Frankfurt am Main
t1p.de/zo4kh

Herbstkolloquium Prozessanalytik

27.11.–29.11. Krefeld
tgonline@gdch.de, www.gdch.de

Laser Symposium & ISAM 2023 

29.11.–1.12. Dresden
lasersymposium.de

Textile Conference

30.11.–1.12. Dresden
add-itc-2023@tu-dresden.de; Aachen-
dresden-denkendorf.de

Die diesjährige Chemie-Olympiade fand vom 
11. bis zum 17. Juni in der geschichtsträchtigen 
Stadt Khiva im Westen Usbekistans statt. Quali-
fiziert hatten sich 113 Schüler aus 16 Nationen, 
wobei Asien besonders stark vertreten war.

Die Teilnehmer mussten am ersten Tag im 
theoretischen Teil 40 Fragen beantworten, un-
ter anderem zum Aufschluss von Eisenerz, zur 
Komplexometrie, 1H NMR-Spektroskopie, Poly-
merchemie, organischen Synthese oder zur 
Chiralität am Beispiel von Borneol, sowie zahl-
reiche stöchiometrische Berechnungen durch-
führen. 
Am zweiten Tag waren Chlorid- und Calcium-
gehalt, pH-Wert und Gesamtsalzgehalt des 
Wassers des nahegelegenen Aralsees zu be-
stimmen. Dazu war eigens ein großes Zelt mit 
über hundert Laborplätzen aufgebaut worden.
Die Goldmedaillen teilten sich Teilnehmer aus 
Vietnam, Usbekistan und Russland, die 70 bis 
84 von 100 möglichen Punkten erreicht hat-
ten. Sehr erfolgreich waren zudem Schüler aus 
Turkmenistan, Brasilien, Indien und Südkorea. 
Aus Europa hatte sich bedauerlicherweise nie-
mand qualifiziert. In der von mir geleiteten Ju-
ry waren Chemieprofessoren aus der Türkei, 
aus Usbekistan, Kirgistan, Pakistan und Russ-
land vertreten.
Der Austragungsort Khiva ist eine Oasenstadt 
im Westen Usbekistans an der historischen 
Seidenstraße, mit einer großen Bedeutung für 
Wissenschaft und Kultur; dort war etwa die 
berühmte Mamun-Akademie (1004 – 1017) 
beheimatet.

Chemie-Olympiade 2023 in Usbekistan

In Deutschland sind vor allem die usbekischen 
Städte Buchara und Samarkand bekannt, die 
jedoch bezüglich der Fülle an historischen 
Stätten deutlich weniger zu bieten haben als 
Khiva.
Die Chemie-Olympiade war dem Astrono-
men, Mathematiker, Geologen und Kartogra-
fen Abu Reikhan Berunyi (973 – 1048) gewid-
met, der bereits 500 Jahre vor Galileo entdeck-
te, dass die Erde keine Scheibe, sondern rund 
ist, und die Existenz Amerikas voraussagte. 
Berunyi verglich den Höhenwinkel des Hori-
zonts von einer Bergspitze aus gemessen mit 
dem auf einer Ebene und stellte eine Abwei-
chung von 1° fest. Er schloss zum einen da-
raus, dass die Erde rund sein müsse und die 
Abweichung auf die Rundung der Oberfläche 
zurückzuführen ist. Zum anderen berechnete 
er aus der Winkelabweichung und der Höhe 
des Berges den Erdradius mit 6339,6 km (der 
tatsächliche Radius ist 6378,1 km). Er erfand 
auch das Pyknometer.
Aus der usbekischen Provinz Khorezm, in der 
Khiva liegt, stammt zudem der bei uns kaum 
bekannte Mathematiker Muhammad ibn Mu-
sa (um 780 – 850; nach seinem Herkunftsort 
auch Al-Khoresmi genannt). Er entwickelte als 
erster einen Algorithmus (das Wort trägt sei-
nen Namen) und lehrte im Bagdad des Kalifen 
Harun al-Raschid zu der Zeit, als auch der Vater 
der Chemie, Jaber Ibn Haiyan (um 750 – 803) 
dort tätig war. Beide Wissenschaftler sind 
Zeugnis des enorm hohen Stands der Wissen-
schaft während des Goldenen Zeitalters der 
arabisch-islamischen Kultur. 

Das usbekische Wissenschaftsministerium, die 
Provinz Khoresm sowie die neu gegründete New 
Usbekistan University (NUU) machten die Ver-
anstaltung zu einem unvergesslichen Erlebnis 
für alle Teilnehmer, denen die reiche Geschichte 
und Tradition dieser Stadt an der ehemaligen 
Seidenstraße und Usbekistans anhand von Füh-
rungen in der Mauer-umsäumten Altstadt von 
Khiva mit seinen Moscheen, Medressen, Kara-
wansereien, alten Handwerksläden und Museen 
sowie bei Darbietungen usbekischer Tänze und 
Musik eindrucksvoll vermittelt wurde.

Johann Plank
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Johann Plank vor Ort bei der Chemieolympiade.
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